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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Nationalbank

Im Zusammenhang mit der SNB wurden im Berichtsjahr zwei Initiativen lanciert: Die
Initiative «Unsere Nationalbank gehört uns allen!» zielt in ihrem Kern auf die
Unabhängigkeit der SNB. Während die heute gültige Verfassungsbestimmung (Art. 99
BV) lediglich festhält, dass die SNB als unabhängige Zentralbank im Gesamtinteresse des
Landes handeln soll, wollte die Initiative den betreffenden Artikel neu enger fassen und
konkretisieren. Zudem sollte die politische Kontrolle der SNB verstärkt werden. Die
Unterschriftensammlung startete am 18. Januar 2011. Die SVP-Initiative «Rettet unser
Schweizer Gold (Gold-Initiative)» verlangt, dass die SNB-Goldreserven nicht veräussert
werden dürfen, dass diese in der Schweiz zu lagern sind und dass mindestens 20
Prozent der SNB-Aktiven in Gold zu halten seien. Mit der Unterschriftensammlung
wurde am 20. September 2011 begonnen. 1

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 20.09.2011
FABIO CANETG

Die Volksinitiative «Unsere Nationalbank gehört uns allen» scheiterte im Juli am
Unterschriftenquorum. Das Volksbegehren wollte die Unabhängigkeit der Zentralbank
(SNB) beschneiden. Noch immer im Sammelstadium befand sich am Jahresende das von
SVP-Exponenten getragene und 2011 lancierte Volksbegehren «Rettet unser Schweizer
Gold (Gold-Initiative)». Das Begehren wollte der Nationalbank vorschreiben,
mindestens 20 Prozent ihrer Aktiva in Gold zu halten. 2

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 19.07.2012
FABIO CANETG

Die 2011 von SVP-Exponenten lancierte Volksinitiative «Rettet unser Schweizer Gold»
(Gold-Initiative) wurde im Berichtsjahr mit 106'052 gültigen Stimmen eingereicht. Das
Begehren forderte, dass die SNB 20 Prozent ihrer Aktiva in Gold halten musste und
dieses in der Schweiz zu lagern sei. Darüber hinaus sollte der Nationalbank verboten
werden, einmal gekauftes Gold wieder zu verkaufen. Die SNB und der Bundesrat
äusserten sich dezidiert kritisch gegenüber den Forderungen. Sie erachteten eine
geografische Diversifikation der Goldlagerung als sinnvoll. Zudem befürchteten sie eine
Einschränkung der geldpolitischen Handlungsfähigkeit bei Annahme der Initiative. Zwar
könnte die Nationalbank weiterhin eine expansive Politik betreiben, diese aber weniger
leicht zurückfahren, weil das Gold nicht verkauft werden dürfe. Langfristig erwarteten
deshalb sowohl die SNB als auch der Bundesrat, dass die Bilanz der Nationalbank zu
grossen Teilen aus Gold bestehen würde, was eine Steuerung des Zinses nur noch über
die Passivseite (Ausgabe von Schuldverschreibungen) erlauben würde. Die Notenbank
und der Bundesrat verwiesen darauf, dass dadurch mit tieferen Gewinnausschüttungen
gerechnet werden müsste, weil die Goldbestände keine Zinserträge generierten,
während Schuldverschreibungen eine Verzinsung verlangten. Die Beratungen der
Initiative im Parlament standen am Jahresende noch aus. 3

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 20.11.2013
FABIO CANETG

Die 2011 von SVP-Exponenten lancierte Volksinitiative „Rettet unser Schweizer Gold
(Gold-Initiative)“ kam am 30. November 14 zur Abstimmung. Die Initiative verlangte,
dass die Aktiva der Schweizerischen Nationalbank (SNB) zu mindestens 20% aus Gold
bestehen müssen. Zudem solle das Gold in der Schweiz zu lagern sein und nicht
veräussert werden dürfen. Der Ständerat behandelte das Volksbegehren am 6. März
2014 als Erstrat. Alle Redner sprachen sich gegen das Begehren aus. Die Initiative
schränke die Handlungsfähigkeit der Nationalbank ein, weil deren Bilanz aufgrund des
Verkaufsverbots langfristig zu grossen Teilen aus Gold bestehen würde. Dadurch sei
eine restriktive Geldpolitik erschwert, was die Glaubwürdigkeit expansiver Massnahmen
(genannt wurde beispielsweise die Aufrechterhaltung des Mindestkurses gegenüber
dem Euro) beeinträchtigen würde. Zudem sei bei höherem Goldanteil mit tieferen
Gewinnausschüttungen zu rechnen, weil Goldanlagen keine Zinserträge generieren.
Gold sei nicht der Stabilitätsanker, wie von den Initianten behauptet. Der Goldpreis
neige vielmehr zu starken Schwankungen, wie der jüngste Wertzerfall um rund 30%
gezeigt habe, argumentierte Martin Schmid (fdp, GR). Ohne Gegenantrag lehnte der
Ständerat in der Detailberatung die Volksinitiative „Rettet unser Schweizer Gold (Gold-
Initiative)“ ab. Erst in der Schlussabstimmung rangen sich zwei Kantonsvertreter zu

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 20.06.2014
FABIO CANETG
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einer Ja-Stimme durch. Die Initiative wurde jedoch erneut deutlich (43 zu 2 Stimmen,
keine Enthaltungen) zur Ablehnung empfohlen. Im Nationalrat äusserten sich die
Initianten Lukas Reimann (svp, SG) und Luzi Stamm (svp, AG) zugunsten des gemeinsam
mit Alt-Nationalrat Ulrich Schlüer (svp, ZH) lancierten Begehrens. Der derzeitige Anteil
von Gold in der Bilanz der SNB betrage nur rund 10%. Die Schweiz habe damit eine
extrem tiefe Quote (die SNB widersprach im Abstimmungskampf: die Schweiz hätte im
Pro-Kopf-Vergleich weltweit die höchsten Goldreserven). Ein höherer Goldanteil hätte
den Vorteil, mit dem „Betrug von Fiat-Money“ zu brechen, so Lukas Reimann (svp, SG).
Es sei vielmehr die Golddeckung, die den Schweizer Franken stabil, sicher und
unabhängig mache, und nicht die Geldpolitik der Schweizerischen Nationalbank (SNB).
Dieser Argumentation folgten in der Grossen Kammer nur 20 Parlamentarier und
Parlamentarierinnen. Selbst in der eigenen Fraktion konnten die Initianten damit nicht
einmal die Hälfte der Stimmen gewinnen. Die Initiative wurde in der nationalrätlichen
Schlussabstimmung mit 156 zu 22 Stimmen bei 20 Enthaltungen zur Ablehnung
empfohlen. 4

Der Abstimmungskampf zur Gold-Initiative stand bis zur Publikation der ersten
Umfrageergebnisse des Forschungsinstituts GfS Bern klar im Schatten des
Abstimmungskampfs zur Ecopop-Initiative, die am selben Tag zur Abstimmung kam.
Laut der Ende Oktober 2014 veröffentlichten Umfrage äusserten sich 44% der
Befragten dahingehend, die Gold-Initiative „bestimmt“ oder „eher“ annehmen zu
wollen. In der Folge schaltete sich die Schweizerische Nationalbank (SNB) vermehrt in
den Abstimmungskampf ein. Sie führte zwar keine eigene Kampagne, war jedoch
aussergewöhnlich oft medial präsent. Eine Annahme der Initiative wäre eine Einladung
zur Spekulation gegen den Mindestkurs gegenüber dem Euro, warnte der Präsident des
SNB-Direktoriums. Es gebe keinen Zusammenhang zwischen Preisstabilität und
Goldanteil in der SNB-Bilanz. Andere kritische Stimmen, allen voran Bundesrätin
Widmer-Schlumpf, setzte zudem vermehrt auf das Argument, wonach unverkäufliches
Gold in einer Krise wertlos sei. Gegen das Begehren setzten sich neben dem Bundesrat
und der SNB allen Parteien (inklusive der SVP Schweiz), alle Wirtschaftsverbände, alle
Gewerkschaften und die Finanzdirektorenkonferenz ein. Die Befürworter der Gold-
Initiative verwiesen im Vorfeld der Abstimmungen häufig auf die Goldverkäufe durch
die SNB in den frühen Nullerjahren. Die SNB habe „dutzende Milliarden sinnlos vertan“,
weshalb „Schluss sein müsse“ mit den Goldverkäufen. Die Schweiz werde durch die
expansive Geldpolitik der Europäischen Zentralbank (EZB) und der Federal Reserve
Bank (FED) gezwungen, beim „Gelddrucken bis zum Geht-nicht-mehr“ mitzumachen
(alle Zitate: Luzi Stamm). Nicht „manipulierbares Papiergeld“ (Lukas Reimann), sondern
Goldreserven wären jedoch das Fundament einer stabilen Währung. Gleichzeitig
befürworteten die Initianten die Aufrechterhaltung des Mindestkurses gegenüber dem
Euro. Sie wurden in ihrem Abstimmungskampf unterstützt von nicht weniger als 20
abweichenden SVP-Kantonalsektionen und verschiedenen Einzelpersonen, unter ihnen
der einflussreiche Deutsche Ökonom Hans-Werner Sinn. 5

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.10.2014
FABIO CANETG

Die Gold-Initiative erreichte in keinem Kanton eine Mehrheit und wurde mit wuchtigen
77.3% abgelehnt. Die VOX-Nachbefragung zeigte, dass über 50% der SVP-
Sympathisantinnen und -Sympathisanten der Volksinitiative „Rettet unser Schweizer
Gold (Gold-Initiative)“ zustimmten. Demgegenüber lehnten die Anhänger von SP, CVP
und FDP das Begehren „unmissverständlich“ (GfS Bern) ab. Das Lager der
Befürworterinnen und Befürworter zeichnete sich dabei hauptsächlich durch
nationalkonservative Gesinnung (Abgrenzung der Schweiz gegen aussen, Wunsch nach
bevorzugter Behandlung von Schweizer/innen gegenüber Ausländer/innen) aus. Das
Argument, wonach die Goldreserven im Ausland nicht sicher seien, genoss dabei die
grösste Zustimmung aller Pro-Argumente. Bei den Contra-Argumenten dominierte die
Befürchtung, wonach die Initiative die Handlungsfähigkeit der Nationalbank
einschränken würde. 

Abstimmung vom 30.11.14

Beteiligung: 49,8%
Ja: 580 528 (22,7%) / Stände: 0 
Nein: 1 974 137 (77,3%) / Stände: 20 6/2

Parolen:

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 30.11.2014
FABIO CANETG
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– Ja: AUNS
– Nein: SVP, SP, FDP, CVP, GPS, GLP, BDP, EVP CSP; Economiesuisse, SGB,
Travail.Suisse 6

1) BBl, 2011, S. 6841 ff. ; BBl, 2011, S. 719 ff. ; NZZ, 21.9.11; SGT, 21.9.11.
2) BBl, 2011, S. 6841 ff. ; BBl, 2011, S. 719 ff. ; BBl, 2012, S. 7507 ; NZZ, 21.9.11; SGT, 21.9.11.
3) BBl, 2011, S. 6841 ff. ; BBl, 2013, S. 2911 f. ; BBl, 2013, S. 9329 ff. ; NZZ, 27.4. und 21.11.13.
4) AB NR, 2014, S. 1302; AB NR, 2014, S. 585 ff.; AB SR, 2014, S. 702; AB SR, 2014, S. 84 ff.; BBl, 2011, S. 6841 ff.; BBl, 2013, S.
2911 ff.; BBl, 2013, S. 9329 ff.; NZZ, 7.3.14
5) NZZ, 8.10., 24.10., 28.10., 5.11., 6.11., 27.11.14
6) BBI, 2015, S. 1813 ff.; Lit. Sciarini et. al. (Vox)
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